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Allgemeine Geschäftsbedingungen der Stadtwerke Rastatt GmbH für Lieferungen und 
Leistungen gegenüber Verbrauchern (Stadtwerke Rastatt als Auftragnehmer) 

 
 

 
§ 1 Geltungsbereich, Form 

 
(1) Die vorliegenden Allgemeinen Geschäftsbedingungen (AGB) gelten für alle unsere 
Geschäftsbeziehungen mit unseren Privatkunden („Auftraggeber“). Die AGB gelten nur, wenn der 
Auftraggeber Verbraucher im Sinne des § 13 BGB ist, d.h.  für natürliche Personen, die ein 
Rechtsgeschäft zu Zwecken abschließen, das überwiegend weder ihrer gewerblichen noch ihrer 
selbständigen beruflichen Tätigkeit zugerechnet werden kann. 

 
(2) Sämtliche Vertragsbedingungen sind im Angebot, im Auftrag bzw. in der Vertragsbestätigung 
schriftlich niedergelegt.  Mündliche Abreden werden nicht getroffen.  Sofern nichts anderes vereinbart, 
gelten die AGB in der zum Zeitpunkt der Bestellung des Auftragnehmers gültigen bzw.  jedenfalls in der 
ihm zuletzt in Textform mitgeteilten Fassung als Rahmenvereinbarung. 

 
(3) Unsere AGB gelten ausschließlich.  Abweichende, entgegenstehende oder ergänzende Allgemeine 
Geschäftsbedingungen des Auftragnehmers werden nur dann und insoweit Vertragsbestandteil, als wir 
ihrer Geltung ausdrücklich  zugestimmt haben. Dieses Zustimmungserfordernis gilt in jedem Fall, 
beispielsweise auch dann, wenn wir in Kenntnis der AGB des Auftragnehmers die Lieferung an ihn 
vorbehaltlos ausführen . 

 
(4) Im Einzelfall getroffene, individuelle Vereinbarungen mit dem Auftragnehmer (einschließlich 
Nebenabreden, Ergänzungen und Änderungen) haben in jedem Fall Vorrang  vor diesen AGB.  Für den 
Inhalt derartiger Vereinbarungen ist, vorbehaltlich des Gegenbeweises, ein schriftlicher Vertrag bzw.  
unsere schriftliche Bestätigung maßgebend. 

 
(5) Rechtserhebliche Erklärungen und Anzeigen des Auftraggebers in Bezug auf den Vertrag (z.B.  
Fristsetzung, Mängelanzeige, Rücktritt oder Minderung), sind schriftlich, d.h. in Schrift- oder Textform 
(z.B.  Brief, E-Mail, Telefax) abzugeben.  Gesetzliche Formvorschriften und weitere Nachweise 
insbesondere bei Zweifeln über die Legitimation des Erklärenden bleiben unberührt. 

 
(6) Hinweise auf die Geltung gesetzlicher Vorschriften haben nur klarstellende Bedeutung. Auch ohne 
eine derartige Klarstellung gelten daher die gesetzlichen Vorschriften, soweit sie in diesen AGB nicht 
unmittelbar abgeändert oder ausdrücklich ausgeschlossen  werden. 

 
 

 
§ 2 Vertragsschluss und Widerrufsrecht 

 
(1) Unsere Angebote sind freibleibend und unverbindlich. Dies gilt auch, wenn wir dem Auftraggeber 
Kataloge, technische Dokumentationen (z.B.  Zeichnungen, Pläne, Berechnungen, Kalkulationen, 
Verweisungen auf DIN-Normen), sonstige Produktbeschreibungen oder Unterlagen – auch in 
elektronischer Form – überlassen haben, an denen wir uns Eigentums- und Urheberrechte vorbehalten. 

 
(2) Nur schriftliche und von zwei Vertretungsberechtigten des Auftragnehmers unterschriebene 
Angebote sind verbindlich. 

 
(3) Der Auftragnehmer ist, sofern keine andere Festlegung erfolgte, für 3 Monate nach 
Ausstellungsdatum an das Angebot gebunden. 

 
(4) Unterlagen, Modelle, Zeichnungen und Muster sind auf Verlagen, nach Durchführung des Auftrages 
oder wenn der Auftrag nicht erteilt wird, unverzüglich  dem Auftragnehmer zurückzugeben. 
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(5) Sofern Sie als Verbraucher gemäß § 312 b BGB oder 312 c BGB außerhalb von Geschäftsräumen 
oder ausschließlich unter Verwendung von Fernkommunikationsmittel einen Vertrag mit dem 
Auftragnehmer  abschließen, so steht Ihnen folgendes gesetzliches Widerrufsrecht zu: 

 
--------------Widerrufsbelehrung------------ 

 
Widerrufsrecht 

 

Sie haben das Recht, binnen vierzehn Tagen ohne Angabe von Gründen diesen Vertrag zu widerrufen.  
Die Widerrufsfrist beträgt vierzehn Tage ab dem Tag des Vertragsabschlusses. 

 
Um Ihr Widerrufsrecht auszuüben, müssen Sie dem Auftraggeber (Stadtwerke Rastatt GmbH, 
Markgrafenstraße 7, 76437 Rastatt, Telefonnummer: 07222-773-0, Telefaxnummer: 07222-773-269,  E- 
Mail: info@stadtwerke-rastatt.de) mittels einer eindeutigen Erklärung (z.B.  per Brief, Telefax oder E- 
Mail) über Ihren Entschluss, diesen Vertrag zu widerrufen, informieren. 

 
Sie können dafür das beigefügte Muster-Widerrufsformular verwenden, das jedoch nicht 
vorgeschrieben ist. 

 
Zur Wahrung der Widerrufsfrist reicht es aus, dass Sie die Mitteilung über die Ausübung des 
Widerrufsrechts vor Ablauf der Widerrufsfrist absenden. 

 
Folgen des Widerrufs 

 

Wenn Sie diesen Vertrag widerrufen, haben wir Ihnen alle Zahlungen, die wir von Ihnen erhalten haben, 
einschließlich eventuell angefallener Lieferkosten ( mit Ausnahme der zusätzlichen Kosten, die sich 
daraus ergeben, dass Sie eine andere Art der Lieferung als die von uns angebotene, günstigste 
Standardlieferung gewählt haben), unverzüglich und spätestens binnen vierzehn Tagen ab dem Tag 
zurückzuzahlen, an dem die Mitteilung über Ihren Widerruf dieses Vertrags bei  uns eingegangen ist.  
Für diese Rückzahlung verwenden wir dasselbe Zahlungsmittel, das Sie bei der ursprünglichen 
Transaktion eingesetzt haben, es sei denn, mit Ihnen wurde ausdrücklich etwas anderes vereinbart; in 
keinem Fall werden Ihnen wegen dieser Rückzahlung Entgelte berechnet. 

 
Waren, die Sie von uns im Zusammenhang mit dem Vertrag erhalten haben, haben Sie unverzüglich 
und in jedem Fall spätestens binnen vierzehn Tagen ab dem Tag, an dem Sie uns über den Widerruf 
dieses Vertrags unterrichten, an uns zurücksenden oder zu übergeben. Die Frist ist gewahrt, wenn Sie 
die Waren vor Ablauf der Frist von vierzehn Tagen absenden. 

 
Sie tragen die unmittelbaren Kosten der Rücksendung der Waren. 

 
Sie müssen für einen etwaigen Wertverlust der Waren nur aufkommen, wenn dieser Wertverlust auf 
einen zur Prüfung der Beschaffenheit, Eigenschaften und  Funktionsweise der Waren nicht notwendigen 
Umgang mit ihnen zurückzuführen ist. 

 
Haben Sie verlangt, dass die Dienstleistungen während der Widerrufsfrist beginnen sollen, so haben 
Sie uns einen angemessenen Betrag zu zahlen, der dem Anteil der bis zu dem Zeitpunkt, zu dem Sie 
uns von der Ausübung des Widerrufrechts hinsichtlich dieses Vertrags unterrichten, bereits erbrachten 
Dienstleistungen im Vergleich  zum Gesamtumfang der im Vertrag vorgesehenen Dienstleistungen 
entspricht. 

 
-------------Ende der Widerrufsbelehrung------------- 

 
§ 3 Vertragsdurchführung 

 
(1) Innerhalb des Rahmens, den der Vertrag vorgibt, bestimmt und verantwortet der Auftragnehmer die 
Art und Weise, wie und von wem der Vertrag erfüllt wird .  Weisungsrechte des Auftraggebers bestehen 
insoweit nicht. Der Auftragnehmer erbringt alle Leistungen durch geeignetes Personal oder durch von 
ihm beauftragte Subunternehmer. 
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(2) Sind an einem Erfüllungsort mehrere Unternehmen tätig, obliegt es dem Auftraggeber die 
Lieferungen oder Leistungen dieser Unternehmen miteinander zu koordinieren. 

 
 

 
§ 4 Lieferfrist und Lieferverzug 

 
(1) Fristen und Termine des Auftragnehmers sind grundsätzlich unverbindlich, es sei denn, sie werden 
im Vertrag ausdrücklich als verbindlich bezeichnet. Die vertraglich vereinbarten Fristen beginnen, soweit 
nichts anderes vereinbart ist, mit Abschluss des Vertrages, jedoch nicht bevor alle zur Durchführung  
des Vertrages erforderlichen und notwendigen Voraussetzungen und alle sonstigen vom Auftraggeber 
zu erfüllenden Voraussetzungen, insbesondere die von ihm zu erstellenden oder zu  beschaffenden 
Unterlagen, vorliegen. 

 
(2) Die vereinbarten Fristen verlängern sich -auch innerhalb eines Verzugs- angemessen bei Eintritt 
höherer Gewalt und allen unvorhersehbaren, nach Vertragsschluss eingetretenen Hindernissen, die 
nicht durch den Auftragnehmer zu vertreten sind, um die Dauer des Hindernisses (z.B. Epidemien, 
Naturkatastrophen,  kriegerische Auseinandersetzungen, Revolution, Terrorismus, Sabotage, Atom-
/Reaktorunfälle, Streik, rechtmäßige Aussperrungen, Mangel an Arbeitskräften, Energie oder 
Rohstoffen, Schwierigkeiten bei der Beschaffung von notwendigen behördlichen Genehmigungen, 
Reisewarnungen, ausbleibende oder falsche oder nicht rechtzeitige Belieferung durch Lieferanten). Dies 
gilt auch dann, wenn diese Umstände bei einem Lieferanten /Subunternehmer eintreten. Beginn und 
Ende sowie Art des Hindernisses werden dem Auftraggeber unverzüglich mitgeteilt. 
Schadensersatzansprüche sind in diesen Fällen ausgeschlossen.  Während der Dauer des Ereignisses 
ist der Auftragnehmer von seinen Leistungs- und Lieferpflichten befreit und die Lieferfrist verlängert sich 
angemessen zuzüglich einer angemessenen Anlauffrist. 

 
(3) Sofern wir verbindliche Lieferfristen aus Gründen, die wir nicht zu vertreten haben, nicht einhalten 
können (Nichtverfügbarkeit der Leistung), werden wir den Auftraggeber hierüber unverzüglich 
informieren und gleichzeitig die voraussichtliche, neue Lieferfrist mitteilen.  Ist die Leistung auch 
innerhalb der neuen Lieferfrist nicht verfügbar, sind wir berechtigt, ganz oder teilweise vom Vertrag 
zurückzutreten;  eine bereits erbrachte Gegenleistung des Auftraggebers werden wir unverzüglich 
erstatten.  Als Fall der Nichtverfügbarkeit der Leistung in diesem Sinne gilt insbesondere die nicht 
rechtzeitige Selbstbelieferung durch unseren Zulieferer, wenn wir ein kongruentes Deckungsgeschäft 
abgeschlossen haben, weder uns noch unseren Zulieferer ein Verschulden trifft oder wir im Einzelfall 
zur Beschaffung nicht verpflichtet sind. 

 
(4) Der Eintritt unseres Lieferverzugs bestimmt sich nach den gesetzlichen Vorschriften.  Geraten wir in 
Lieferverzug, so kann der Auftraggeber pauschalierten Ersatz seines Verzugsschadens verlangen. Die 
Schadenspauschale beträgt für jede vollendete Kalenderwoche des Verzugs 0,5% des Nettopreises 
(Lieferwert), insgesamt jedoch höchstens 5% des Lieferwerts der verspätet  gelieferten Ware.  Uns bleibt 
der Nachweis vorbehalten, dass dem Auftraggeber gar kein Schaden oder nur ein wesentlich geringerer 
Schaden als vorstehende Pauschale entstanden  ist. 

 
(5) Die Rechte des Auftraggebers gem.  § 9 dieser AGB und unsere gesetzlichen Rechte, insbesondere 
bei einem Ausschluss der Leistungspflicht (z.B.  aufgrund Unmöglichkeit oder Unzumutbarkeit der 
Leistung und/oder Nacherfüllung), bleiben unberührt. 

 
 

 
§ 5 Gefahrübergang, Abnahme, Annahmeverzug 

 
(1) Soweit eine Abnahme vereinbart ist, ist diese für den Gefahrübergang maßgebend.  Auch im Übrigen 
gelten für eine vereinbarte Abnahme die gesetzlichen Vorschriften des Werkvertragsrechts 
entsprechend. Der Übergabe bzw.  Abnahme steht es gleich, wenn der Auftraggeber im Verzug der 
Annahme ist. 

 
(2) Der Auftraggeber verpflichtet sich, vereinbarte Termine, die er nicht wahrnehmen kann, sofort ab 
Kenntnis, spätestens jedoch 24 Stunden vor dem vereinbarten  Termin beim Auftragnehmer abzusagen.  
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Anderenfalls kann der Termin durch den Auftragnehmer grundsätzlich nicht anderweitig vergeben 
werden, sodass der entstandene Schaden durch den Auftraggeber zu erstatten ist. 
Kommt der Auftraggeber in Annahmeverzug, unterlässt er eine Mitwirkungshandlung oder verzögert 
sich unsere Lieferung aus anderen, vom Auftraggeber zu vertretenden Gründen , so sind wir berechtigt, 
Ersatz des hieraus entstehenden Schadens einschließlich Mehraufwendungen (z.B.  Lagerkosten) zu 
verlangen.  Hierfür berechnen wir eine pauschale Entschädigung in Höhe von 0,5 % des Auftrags pro  

Kalenderwoche, beginnend mit der Lieferfrist bzw. – mangels einer Lieferfrist – mit der 
Mitteilung der Einbau- bzw.  Errichtungsbereitschaft der Ware. 

 
Der Nachweis eines höheren Schadens und unsere gesetzlichen Ansprüche (insbesondere Ersatz von 
Mehraufwendungen, angemessene Entschädigung, Annahmeverzugslohn gemäß § 615 BGB,  
Kündigung, Hinterlegung, Verwertung, etc.)  bleiben unberührt;  die Pauschale ist aber auf 
weitergehende Geldansprüche anzurechnen. Dem Auftraggeber bleibt der Nachweis gestattet, dass 
uns überhaupt kein oder nur ein wesentlich geringerer Schaden als vorstehende Pauschale entstanden 
ist . 

 
 

 
§ 6 Preise und Zahlungsbedingungen 

 
(1) Sofern im Einzelfall nichts anderes vereinbart ist, gelten unsere jeweils zum Zeitpunkt des 
Vertragsschlusses aktuellen Preise, zzgl.  gesetzlicher Umsatzsteuer. 

 
(2) Die Vergütung ist fällig und zu zahlen innerhalb von 30 Tagen ab Rechnungsstellung und Lieferung 
bzw.  Abnahme der Ware.  Wir sind jedoch, auch im Rahmen einer laufenden Geschäftsbeziehung, 
jederzeit berechtigt, eine Lieferung / Anschlusserrichtung ganz oder teilweise nur gegen Vorkasse 
durchzuführen.  Einen entsprechenden Vorbehalt erklären wir spätestens mit der Auftragsbestätigung. 

 
(3) Mit Ablauf vorstehender Zahlungsfrist kommt der Auftraggeber in Verzug.  Einer weiteren Mahnung 
bedarf es nicht.  Die Vergütung ist während des Verzugs zum jeweils geltenden gesetzlichen 
Verzugszinssatz (5 Prozentpunkte über dem Basiszinssatz) zu verzinsen.  Wir behalten uns die 
Geltendmachung eines weitergehenden Verzugsschadens vor. 

 
(4) Im Falle des Zahlungsverzuges können für weitere Zahlungserinnerungen zusätzliche Kosten in 
Höhe von bis zu 2 € pro Erinnerungsschreiben anfallen. 

 
(5) Dem Auftraggeber stehen Aufrechnungs- oder Zurückbehaltungsrechte nur insoweit zu, als sein 
Anspruch rechtskräftig festgestellt oder unbestritten ist.  Bei Mängeln der Lieferung bleiben die 
Gegenrechte des Auftraggebers dieser AGB unberührt. 

 
(6) Wird nach Abschluss des Vertrags erkennbar (z.B.  durch Antrag auf Eröffnung eines 
Insolvenzverfahrens), dass unser Vergütungsanspruch durch mangelnde Leistungsfähigkeit des 
Auftraggebers gefährdet wird, so sind wir nach den gesetzlichen Vorschriften zur 
Leistungsverweigerung und – gegebenenfalls nach Fristsetzung – zum Rücktritt vom Vertrag berechtigt 
(§ 321 BGB). Bei Verträgen über die Herstellung unvertretbarer Sachen (Einzelanfertigungen) können 
wir den Rücktritt sofort erklären;  die gesetzlichen Regelungen über die Entbehrlichkeit der Fristsetzung 
bleiben unberührt. 

 
 

 
§ 7 Eigentumsvorbehalt 

 

(1) Bis zur vollständigen Bezahlung aller unserer gegenwärtigen und künftigen Forderungen aus dem 
Vertrag und einer laufenden Geschäftsbeziehung (gesicherte Forderungen) behalten  wir uns das 
Eigentum an den eingebauten Gegenständen vor. Der Eigentumsvorbehalt erstreckt sich auch auf die 
durch Verarbeitung, Vermischung oder Verbindung unserer Waren entstehenden Erzeugnisse zu deren 
vollem Wert, wobei wir  als Hersteller gelten.  Bleibt bei einer Verarbeitung, Vermischung oder 
Verbindung mit Waren Dritter deren Eigentumsrecht bestehen, so erwerben wir Miteigentum im 
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Verhältnis der  Rechnungswerte der verarbeiteten, vermischten oder verbundenen Waren.  Im Übrigen 
gilt für das entstehende Erzeugnis das Gleiche wie für die unter Eigentumsvorbehalt gelieferte Ware. 
Die unter Eigentumsvorbehalt stehenden Gegenstände dürfen vor vollständiger Bezahlung der 
gesicherten Forderungen weder an Dritte verpfändet, noch zur Sicherheit übereignet werden . Der 
Auftraggeber hat uns unverzüglich schriftlich zu benachrichtigen, wenn ein Antrag auf Eröffnung eines 
Insolvenzverfahrens gestellt oder soweit Zugriffe Dritter ( z.B.  Pfändungen) auf die uns gehörenden 
Gegenstände erfolgen. 

 
(2) Bei vertragswidrigem Verhalten des Auftraggebers, insbesondere bei Nichtzahlung der fälligen 
Vergütung, sind wir berechtigt, nach den gesetzlichen Vorschriften vom Vertrag  zurückzutreten 
oder/und die gelieferten/verbauten Gegenstände auf Grund des Eigentumsvorbehalts heraus zu 
verlangen. Das Herausgabeverlangen beinhaltet nicht zugleich die Erklärung des Rücktritts;  wir sind 
vielmehr berechtigt, lediglich den Gegenstand heraus zu verlangen und uns den Rücktritt vorzubehalten.  
Zahlt der Auftraggeber die fällige Vergütung nicht, dürfen wir diese Rechte nur geltend machen, wenn 
wir dem Auftraggeber zuvor erfolglos eine  angemessene Frist zur Zahlung gesetzt haben oder eine 
derartige Fristsetzung nach den gesetzlichen Vorschriften entbehrlich ist. 

 
 

 
§ 8 Mängelansprüche, Gewährleistung 

 
(1) Für die Rechte des Auftraggebers bei Sach- und Rechtsmängeln (einschließlich Falsch- und 
Minderlieferung sowie unsachgemäßer Montage oder mangelhafter Montageanleitung) gelten  die 
gesetzlichen Vorschriften, soweit nachfolgend nichts anderes bestimmt ist. 

 
(2) Grundlage unserer Mängelhaftung ist vor allem die über die Beschaffenheit der Ware getroffene 
Vereinbarung. 

 
(3) Soweit die Beschaffenheit nicht vereinbart wurde, ist nach der gesetzlichen Regelung zu beurteilen, 
ob ein Mangel vorliegt oder nicht (§ 633 BGB).  Für öffentliche Äußerungen des Herstellers oder 
sonstiger Dritter (z.B.  Werbeaussagen) übernehmen wir jedoch keine Haftung. 

 
(4) Ist die gelieferte Sache mangelhaft, können wir zunächst wählen, ob wir Nacherfüllung durch 
Beseitigung des Mangels (Nachbesserung) oder durch Lieferung  einer mangelfreien Sache 
(Ersatzlieferung) leisten.  Unser Recht, die Nacherfüllung unter den gesetzlichen Voraussetzungen zu 
verweigern, bleibt unberührt. 

 
(5) Der Auftraggeber hat uns die zur geschuldeten Nacherfüllung erforderliche Zeit und Gelegenheit zu 
geben, insbesondere die beanstandete Ware zu Prüfungszwecken zu übergeben .  Im Falle der 
Ersatzlieferung hat uns der Auftraggeber die mangelhafte Sache nach den gesetzlichen Vorschriften 
zurückzugeben. 

 
(6) Die zum Zweck der Prüfung und Nacherfüllung erforderlichen Aufwendungen, insbesondere 
Transport-, Wege-, Arbeits- und Materialkosten sowie ggf.  Ausbau- und Einbaukosten tragen bzw.  
erstatten wir nach Maßgabe der gesetzlichen Regelung, wenn tatsächlich ein Mangel vorliegt.  
Andernfalls können wir vom Auftraggeber die aus dem unberechtigten Mangelbeseitigungsverlangen 
entstandenen Kosten (insbesondere Prüf- und Transportkosten) ersetzt verlangen , es sei denn, die 
fehlende Mangelhaftigkeit war für den Auftraggeber nicht erkennbar. 

 
(7) Wenn die Nacherfüllung fehlgeschlagen ist oder eine für die Nacherfüllung vom Auftraggeber zu 
setzende angemessene Frist erfolglos abgelaufen oder nach den gesetzlichen Vorschriften entbehrlich 
ist, kann der Auftraggeber vom Vertrag zurücktreten oder die Vergütung mindern und Schadensersatz 
oder Ersatz vergeblicher Aufwendungen gemäß §  634 BGB verlangen. 
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§ 9 Sonstige Haftung 

 
(1) Soweit sich aus diesen AGB einschließlich der nachfolgenden Bestimmungen nichts anderes ergibt, 
haften wir bei einer Verletzung von vertraglichen und außervertraglichen Pflichten nach den 
gesetzlichen Vorschriften. 

 
(2) Auf Schadensersatz haften wir – gleich aus welchem Rechtsgrund – im Rahmen der 
Verschuldenshaftung bei Vorsatz und grober Fahrlässigkeit. Bei einfacher Fahrlässigkeit haften wir 
vorbehaltlich eines milderen Haftungsmaßstabs nach gesetzlichen Vorschriften (z.B.  für Sorgfalt in 
eigenen Angelegenheiten) nur 

 
a) für Schäden aus der Verletzung des Lebens, des Körpers oder der Gesundheit, 

 
b) für Schäden aus der nicht unerheblichen Verletzung einer wesentlichen Vertragspflicht 
(Verpflichtung, deren Erfüllung die ordnungsgemäße Durchführung des Vertrags überhaupt erst  
ermöglicht und auf deren Einhaltung der Vertragspartner regelmäßig vertraut und vertrauen darf); in 
diesem Fall ist unsere Haftung jedoch auf den Ersatz des vorhersehbaren, typischerweise eintretenden 
Schadens begrenzt. 

 
(3) Die sich aus Abs.  2 ergebenden Haftungsbeschränkungen gelten auch bei Pflichtverletzungen durch 
bzw.  zugunsten von Personen, deren Verschulden wir nach gesetzlichen Vorschriften zu vertreten 
haben. Sie gelten nicht, soweit wir einen Mangel arglistig verschwiegen oder eine Garantie für die 
Beschaffenheit der Ware übernommen haben und für Ansprüche des Auftraggebers nach dem 
Produkthaftungsgesetz. 

 
(4) Wegen einer Pflichtverletzung, die nicht in einem Mangel besteht, kann der Auftraggeber nur 
zurücktreten oder kündigen, wenn wir die Pflichtverletzung zu  vertreten haben.  Im Übrigen gelten die 
gesetzlichen Voraussetzungen und Rechtsfolgen. 

 
 

 
§ 10 Verjährung 

 
(1) Abweichend von § 634 a Abs. 1 Nr. 1 BGB beträgt die allgemeine Verjährungsfrist für Ansprüche 
aus Sach- und Rechtsmängeln zwei Jahre ab Ablieferung.  Soweit eine Abnahme vereinbart ist, beginnt 
die Verjährung mit der Abnahme. 

 
(2) Bei einem Bauwerk und einem Werk, dessen Erfolg in der Erbringung von Planungs- oder 
Überwachungsleistungen hierfür besteht, beträgt die Verjährungsfrist gemäß der gesetzlichen Regelung 5 
Jahre ab Ablieferung bzw.  Abnahme gemäß § 634 a Abs.  1 Nr.  2 BGB.  Unberührt bleiben auch weitere 
gesetzliche Sonderregelungen zur Verjährung. 

 
(3) Die vorstehenden Verjährungsfristen des Werkvertragsrechts gelten auch für vertragliche und 
außervertragliche Schadensersatzansprüche des Auftraggebers, die auf einem Mangel des gelieferten 
/verbauten Gegenstands beruhen, es sei denn die Anwendung der regelmäßigen gesetzlichen 
Verjährung (§§ 195, 199 BGB) würde im Einzelfall zu einer kürzeren  Verjährung führen.  
Schadensersatzansprüche des Auftraggebers nach dem Produkthaftungsgesetz verjähren jedoch 
ausschließlich nach den gesetzlichen Verjährungsfristen. 

 
 
 

§ 11 Rechtswahl und Gerichtsstand 

 
(1) Für diese AGB und die Vertragsbeziehung zwischen uns und dem Auftraggeber gilt das Recht der 
Bundesrepublik Deutschland unter Ausschluss internationalen Einheitsrechts, insbesondere des UN- 
Kaufrechts. 

 



7 

 

Stand: März 2022  

(2) Es gilt der Gerichtsstand der Vorschriften der Zivilprozessordnung. Hat der Auftraggeber keinen 
allgemeinen Gerichtsstand in der Bundesrepublik Deutschland, so ist Rastatt nicht-ausschließlicher 
Gerichtsstand.  Verlegt der Auftraggeber seinen Wohnsitz oder gewöhnlichem Aufenthalt 

nachVertragsabschluss nach außerhalb Deutschlands oder ist sein Wohnsitz oder 
gewöhnlicher Aufenthalt im Zeitpunkt der Klageerhebung nicht bekannt, so ist Gerichtsstand 
für Klagen gegen den Auftraggeber der Sitz des Auftragnehmers.  Ausschließliche 
Gerichtsstände, z.B.  für das gerichtliche Mahnverfahren, bleiben unberührt. 

 
(3) Sollten einzelne Bestimmungen dieses Vertrages ganz oder teilweise unwirksam oder nichtig sein 
oder infolge Änderung der Gesetzeslage oder durch höchstrichterliche Rechtsprechung oder  auf andere 
Weise ganz oder teilweise unwirksam oder nichtig werden oder weist dieser Vertrag Lücken auf, so sind 
sich die Parteien darüber einig , dass die übrigen Bestimmungen dieses Vertrages davon unberührt und 
gültig bleiben.  Für diesen Fall verpflichten sich die Vertragsparteien, unter Berücksichtigung des 
Grundsatzes von Treu und Glauben an Stelle der unwirksamen Bestimmung eine  wirksame 
Bestimmung zu vereinbaren, welche dem Sinn und Zweck der unwirksamen Bestimmung möglichst 
nahe kommt und von der anzunehmen ist, dass die Parteien sie  im Zeitpunkt des Vertragsschlusses 
vereinbart hätten, wenn sie die Unwirksamkeit oder Nichtigkeit gekannt oder vorhergesehen hätten.  
Entsprechendes gilt, falls dieser Vertrag eine Lücke enthalten sollte. 
 
 


